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Landkreis Wesermarsch 
Fachdienst Soziales 
Poggenburger Straße 15 
26919 Brake 
04401 927 498 
Termine nach Absprache 
 

Antragseingang 

 

Antrag auf Übernahme von Bestattungskosten 
gemäß § 74 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) 

 
Um über diesen Antrag auf Leistungen nach dem SGB XII entscheiden zu können, bedarf es genauer 
Angaben zu Ihrer Person und ggf. zu Familienangehörigen. Beachten Sie bitte, dass Sie Ihre 
Angaben durch entsprechende Unterlagen belegen. Hinweis nach § 67a Abs. 3 des 
Sozialgesetzbuches X (SGB X): Die mit diesem Vordruck erfragten Angaben werden aufgrund § 60 
Sozialgesetzbuch- Allgemeiner Teil (SGB I) erhoben. 

 
 

Angaben zur verstorbenen Person  
 

Name, Vorname 

Geburtsdatum  
 

Geburtsort 

Sterbedatum  
 

Sterbeort 

Nachweis bitte beifügen! 
 

Angaben zur antragstellenden Person und deren/dessen 
Ehepartner(in)/Lebenspartner(in) in eheähnlicher Gemeinschaft 

 
 

Antragstellende Person  
 

Name, Geburtsname, Vorname 
 
 

Geburtsdatum, Geburtsort 
 
 

Wohnanschrift 
 
 

Familienstand 

Verwandtschaftsverhältnis zur/zum Verstorbenen 
 

Telefonnummer für Rückfragen 
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Ehe-/Lebenspartner(in) 
 

Name, Vorname 
 

Geburtsdatum 
 

Wohnanschrift 
 

Familienstand 
 

Verwandtschaftsverhältnis zur/zum Verstorbenen 
 

 

Einkommen (alle Angaben in €) 
 

Rente 
 

€ 
 

€ 
 

ALG I / ALG II 
 

€ € 

Erziehungsgeld 
 

€ € 

Erwerbseinkommen 
 

€ € 

BAföG / BAB 
 

€ € 

Unterhalt / Unterhaltsvorschuss 
 

€ € 

Krankengeld 
 

€ € 

Kindergeld 
 

€ € 

Sozialhilfe 
 

€ € 

Grundsicherung 
 

€ € 

Wohngeld 
 

€ € 

Einkommen aus Vermietung und 
 

€ € 

Verpachtung 
 
 

€ € 

Sonstiges (bitte näher bezeichnen) € € 

 

Vermögen (alle Angaben in €) 
 
Antragsteller(in) und Lebens-/Ehepartner(in) 

 
 
Haus- und Wohneigentum 
 

 
 
 

Grundstücke 
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Kraftfahrzeug (Baujahr und Typ) 

 
 
€ 

Sparguthaben 
 

 
€ 

Bargeld / Girokontoguthaben 
 

 
€ 

Bausparguthaben 
 

 
€ 

Rückkaufswert Lebensversicherung 
 

 
€ 

Wertpapiere / Aktien / Fondsanteile 
 

 
€ 

Sonstige Kapitalanlagen  
€ 

Nachweis bitte beifügen! 
 
 

Angaben zur Wohnung 
 

Zahl der Personen in der Wohnung 
 

Personen 
 

Wohnfläche qm 

 
Monatliche Belastung bei Mietwohnung 

 

Grundmiete(Nettokaltmiete) 
 

€ 
 

Betriebskosten/Nebenkosten 
(ohne Heizung)  
z-B.  Müllabfuhr, , OOWV 

€ 
 

Heizkosten / Art der Heizung    
€ 

Die Warmwasseraufbereitung erfolgt  

Ο  durch elektrische Durchlauferhitzer oder Boiler 

Ο  durch die Zentralheizung 

 
Monatliche Wohnkosten (Mietvertrag, Rechnungen, z.B. EWE, OOWV u.ä. im 
Original vorlegen) 
 
 

Monatliche Belastung bei Wohneigentum 
 

Schuldzinsen (ohne Tilgung)  
€ 

Grundsteuer B  
€ 

Gebäudeversicherung  
€ 

Müllgebühren  
€ 

Wasser-/Abwasserkosten  
€ 

Schornsteinfegergebühren  
€ 
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Straßenreinigungsgebühren  
€ 

Sonstige  
€ 

Gesamtkosten                 
€ 

Nachweis bitte beifügen! 
 
 

Monatliche Wohnkosten (Rechnungen, z.B. EWE, OOWV u.ä. im Original vorlegen) 
 
Eigenheimzulage 
 

Eigenheimzulage            € 
 
 

Nachweis bitte beifügen! 
 
 

Monatliche Belastungen / Versicherungen (Nachweise einreichen) 
 
Antragstellende Person 
 

Unterhaltsverpflichtungen  
 

 
€ 

Hausratversicherung  
 

 
€ 

Haftpflichtversicherung  
 

 
€ 

Sonstige Belastungen 
(bitte näher bezeichnen) 
 

 

 
€ 

Gesamtkosten             € 
 

Nachweis bitte beifügen! 
 
 

Lebens-/Ehepartner(in) 
 

Unterhaltsverpflichtungen  
 

 
€ 

Hausratversicherung  
 

 
€ 

Haftpflichtversicherung  
 

 
€ 

Sonstige Belastungen 
(bitte näher bezeichnen) 

 

 
€ 

Gesamtkosten             € 
 

Nachweis bitte beifügen! 
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Angaben zur verstorbenen Person 
 

Name, Vorname(n) 
 
 
 

Todesursache: 

Ο natürlicher Tod 

Ο Tod durch Verkehrsunfall 

 
Verursacher (Name, Vorname, Anschrift): 

Ο Tod durch Fremdeinwirkung 

 
Verursacher (Name, Vorname, Anschrift): 
Geburtsdatum 

 
 
Geburtsort  

 
 
Sterbedatum Sterbeort 
 
 

Letzte Anschrift Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 
 
 
 

Stationäre Unterbringung 

Ο ja nein, wenn ja, von ________________ bis ________________ 
 

                                     wo?___________________________________________________ 

Ο nein 
 

Wurde Sozialhilfe (Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII), Arbeitslosengeld II 
(Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II) bezogen? 
 
Wenn ja, zuletzt bis zu welchem Zeitpunkt und von welcher Behörde? 

Ο ja bis: ____________________ 

Behörde:______________________________________________________________ 
 

Ο nein 

Nachweis bitte beifügen! 
 

Zuletzt bezogenes Einkommen 
Art des Einkommens Höhe des Einkommens 
 
 
 

Vermögen: Art des Vermögens, Höhe des Vermögens 
Bargeldbestand 
 
 

Sparbuch, Wertpapiere, Aktien u. ä. 
 
 



 6 

Sonstiges Vermögen (Art angeben, z.B. Grundstücke, Häuser) 
 
 

Versicherungsleistungen (z. B. Lebensversicherung, Sterbegeldversicherung, Unfallversicherung) 
 

Wert des Nachlasses 
 

Sonstiges (bitte näher bezeichnen) 
 (z. B. Immobilien, Gemälde, Münz-/Briefmarkensammlung, PKW u. ä.) 
 
 
 

Nachweise bitte beifügen! 
 

Wurde ein Testament hinterlassen? 

Ο ja 

Ο nein 

Ο noch nicht bekannt 
 
 

Wurde das Erbe ausgeschlagen? 

Ο ja,                  wann? ______________________________Nachweis bitte beifügen! 

Ο nein 

Wurde ein Erbschein beantragt? 

Ο ja,                   wann? ______________________________Nachweis bitte beifügen! 

Ο nein 

 

Kinder und weitere Haushaltsangehörige der antragstellenden Person 
 

1. Name, Vorname Geburtsdatum 
 
 

Verwandtschafts- oder sonstiges Verhältnis zur antragstellenden Person 
 
 

wohnhaft im Haushalt der antragstellenden Person? 

Ο  ja 

Ο  nein 

Von der antragstellenden Person / Ehe- oder Lebenspartner(in) finanziell überwiegend unterhalten? 

Ο  ja 

Ο  nein 

 
2. Name, Vorname Geburtsdatum 
 
 

Verwandtschafts- oder sonstiges Verhältnis zur antragstellenden Person 
 
 

wohnhaft im Haushalt der antragstellenden Person? 

Ο  ja 

Ο  nein 
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Von der antragstellenden Person / Ehe- oder Lebenspartner(in) finanziell überwiegend unterhalten? 

Ο  ja 

Ο  nein 

 
3. Name, Vorname Geburtsdatum 
 
 

Verwandtschafts- oder sonstiges Verhältnis zur antragstellenden Person 
 
 

wohnhaft im Haushalt der antragstellenden Person? 

Ο  ja 

Ο  nein 

Von der antragstellenden Person / Ehe- oder Lebenspartner(in) finanziell überwiegend unterhalten? 

Ο  ja 

Ο  nein 

 

Besondere Begründung des Antrags 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Mögliche Erben und Angehörige der verstorbenen Person (Ehegatte, Kinder, 
Eltern, Geschwister, Enkelkinder, Großeltern, Partner aus eheähnlicher 
Lebensgemeinschaft 
 

Name, Vorname Geburtsdatum 
 
 

Anschrift (Straße Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 
 
 

Verwandtschaftsverhältnis zur verstorbenen Person 

Name, Vorname Geburtsdatum 
 
 

Anschrift (Straße Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 
 
 

Verwandtschaftsverhältnis zur verstorbenen Person 
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Name, Vorname Geburtsdatum 
 

Anschrift (Straße Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 
 

Verwandtschaftsverhältnis zur verstorbenen Person 
 

 

Besondere Mitteilungen oder Hinweise der antragstellenden Person zum Antrag: 
 
 
 
 

 

Erklärung 
 
Ich/Wir beantrage(n) die Gewährung der Übernahme von Bestattungskosten nach SGB 
XII. 
 
Ich/Wir versichere/versichern, dass die Angaben in diesem Antrag voll der Wahrheit 
entsprechen und dass keine Angaben verschwiegen wurden. Die Angaben zu den 
anderen Personen habe ich ausgefüllt, weil mir Vollmacht erteilt wurde; ansonsten haben 
diese Personen ihre Angaben selbst in den vorstehenden Antrag oder in einen 
gesonderten Vordruck eingetragen und die Richtigkeit durch ihre Unterschrift bestätigt. 
 Es ist mir/uns ist bekannt, dass ich mich/wir uns durch unwahre oder unvollständige 
Angaben strafbar mache(n) und zu Unrecht bezogene Leistungen zurückzahlen 
muss/müssen.  
 
Auf meine/unsere Mitwirkungspflicht und die Folge fehlender Mitwirkung (§ 60 ff. SGB I) 
bin ich/sind wir hingewiesen worden. Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt 
oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach § 60 bis 62, 65 SGB I nicht nach und wird 
hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger 
ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder 
teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht 
nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder 
Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhalts 
erheblich erschwert (§ 66 Abs. 1 SGB I). 
 

Ich/Wir erkläre(n) hiermit mein/unser Einverständnis, dass bei Übernahme der Kosten der 
Bestattung unter angemessenen sozialhilferechtlichen Aspekten durch den Landkreis 
Wesermarsch, Fachdienst Soziales, die benötigten Kosten an Bestattungsinstitute und 
Friedhofsverwaltungen ausgezahlt werden. 
 

Brake, den_____________________ 
Ort, Datum 
 
 
 

Unterschrift Antragsteller(in)            Unterschrift Ehe-/Lebenspartner(in) 
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Hinweise zum Antrag auf Übernahme von Bestattungskosten 

 
Gemäß § 74 SGB XII besteht die Möglichkeit der Übernahme erforderlicher Bestattungskosten soweit den hierzu 

Verpflichteten nicht zugemutet werden kann die Kosten zu tragen. 

 
Zur Tragung der Bestattungskosten i. S. v. § 74 sind in folgender Reihenfolge verpflichtet: 
 
1. Vertraglich Verpflichtete 
2. Erbe(n) 
3. Väter nichtehelicher Kinder bei Tod der Mutter infolge Schwangerschaft 
    oder Geburt 
4. Unterhaltspflichtige 
5. Öffentlich-rechtlich Verpflichtete 

 
Es können nur die unter sozialhilferechtlichen Aspekten erforderlichen Kosten für eine ortsübliche Bestattung einfacher Art 

übernommen werden. Für die Kosten der einzelnen Bestattungsbestandteile gibt es festgelegte Höchstbeträge. Die Kosten 

einer Feuerbestattung, Seebestattung oder einer Bestattung im Ausland (Transportkosten werden bis zur Bundesgrenze 

anerkannt) können übernommen werden, soweit diese die Gesamtkosten für eine übliche Erdbestattung nicht übersteigen.  

 

Anträge auf Übernahme der Bestattungskosten für Verstorbene, die bis zum Tode Sozialhilfe nach dem Sozialgesetzbuch 

- Zwölftes Buch - (SGB XII) erhalten haben, bearbeitet die Behörde, die bislang Leistungen gewährt hat. Wurden zum 

Zeitpunkt des Todes keine SGB XII Leistungen bezogen, ist die Gemeinde oder Stadt am Sterbeort (nicht Wohnort) 

zuständig.  

 

Der Antrag auf Kostenübernahme kann auch noch nach Durchführung einer Bestattung und Begleichung der Kosten gestellt 

werden. Es empfiehlt sich jedoch vor Beauftragung eines Bestattungsinstitutes die Angelegenheit mit der zuständigen 

Behörde zu besprechen. Die Hilfe ist Einkommens- und Vermögensabhängig.  
 
Der Antrag kann nur vollständig ausgefüllt mit den dazugehörigen Nachweisen der Antragsteller bearbeitet werden. 
 
Der Antragsteller soll, falls vorhanden, alle Bestattungspflichtigen gemäß § 8 des Nds. Bestattungs-gesetzes angeben. 
 
Gem. § 8 Nds.BestattG ist eine Rangfolge der Verpflichteten: 
 
1. Ehegatte/in oder eingetragene/r Lebenspartner/in 
2. Kinder 
3. Enkelkinder 
4. Eltern 
5. Großeltern 
6. Geschwister. 
 
Der/Die Bestattungspflichtige/n ist/sind gemäß § 60 SGB I zur Mitwirkung verpflichtet. Gemäß § 66 SGB I kann der 
Sozialhilfeträger die Leistung versagen, wenn Sie Ihrer Mitwirkungspflicht nicht nachkommen. 
 
Eine Leistung kommt grundsätzlich u.a. nur in Betracht wenn: 
 

 die Kosten der Bestattung unter sozialhilferechtlichen Aspekten angemessen sind, 

 die/der Verstorbene keinen (ausreichenden) Nachlass hinterlassen hat, 

 Sie nicht in der Lage sind, die Kosten aus eigenen Mitteln zu tragen, 

 es keine anderen Personen gibt, die zur Leistung verpflichtet sind. 
 
Einzureichende Nachweise des/der Verstorbenen (siehe Antragsformular): 
 
Sterbeurkunde 
Aufstellung und Bewertung des Nachlasses mit Vermögensnachweisen, insbesondere: 

 lückenlose Girokontoauszüge der letzten 3 Monate, 

 Sparbücher, 

 Geldanlagen, 

 Wohneigentum (Grundbuchauszug), 

 Versicherungssumme von Lebensversicherungen, 

 Sterbegeldversicherung  o.ä. der/des Verstorbenen 



 10 

 Zeitwert des Kraftfahrzeugs, 

 Bausparguthaben und 

 sonstige Vermögenswerte. 
 

 Testament/Erbvertrag o.ä., wenn vorhanden 
 
Aufstellung über mögliche Erben und Familienangehörige der/des Verstorbenen (Erben, Ehegatte, Kinder, Eltern, 
Geschwister, Enkelkinder, Großeltern, Partner in eheähnlicher Gemeinschaft). 
 
Einzureichende Nachweise des Antragstellers und des nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartners: 
 
Erbschein oder Erbausschlagung 
 
Nachweise über die Art und Höhe des Einkommens der letzten 3 Monate 
 
Angaben zu weiteren Angehörigen der/des Verstorbenen (im und außerhalb des Haushalts lebende Erben und Angehörige 
der/des Verstorbenen) 
 
Nachweise über Vermögensverhältnisse: 
 

 lückenlose Girokontoauszüge der letzten 3 Monate, 

 Sparbücher, 

 Geldanlagen, 

 Wohneigentum, 

 Versicherungssumme von Lebensversicherungen, 

 Zeitwert des Kraftfahrzeugs, 

 Bausparguthaben und 

 sonstige Vermögenswerte. 
 
- Nachweise der monatlichen Belastungen 
- Mietvertrag und letzte Mieterhöhungserklärung des Vermieters (aktuelle Miethöhe) 
- Nachweise der zu zahlenden Neben-/Betriebskosten, z.B. EWE Rechnung, OOWV Rechnung u.ä. 
 

 Originalrechnung des Bestattungsinstituts 
 
Einkommen: 
Die Leistung ist abhängig von der Höhe und der Art des Einkommens. Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder 
Geldeswert. Nicht zum anzurechnenden Einkommen gehört z.B. das Arbeitsförderungsgeld in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen. 
Vermögen: 
Zum Vermögen gehört das gesamte verwertbare Vermögen. 
Bitte geben Sie hier auch an, wenn Sie noch Ansprüche gegen Dritte haben, z.B. Erbansprüche, Rückforderungen aus 
Verträgen oder Schenkungen o.ä.. 
Vermögensübertragung: 
Diese Angaben sind von Bedeutung für die Bewertung und Berechnung von Ansprüchen, die sich aus 
Vermögensübertragungen (z.B. Schenkung, Übergabevertrag, Altenteil, vorweggenommene Erbfolge) ergeben können.  
Eventuell sind weitere Nachweise zu erbringen, da die Voraussetzungen für eine Leistung durch den Sozialhilfeträger so 
umfangreich sind, dass nicht alle Konstellationen mit dieser Information abgedeckt werden können. Ich bitte in diesem Fall 
daher bereits jetzt um Ihr Verständnis. 
 
Der Antrag ist vollständig, mit allen Nachweisen, an den Landkreis Wesermarsch, Fachdienst Soziales, 
Poggenburger Straße 15, 26919 Brake, nach Terminabsprache gerne auch persönlich bei Frau Rohde (Tel. 04401 
927 498), abzugeben. 
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Name, Vorname:       Geburtsdatum:      

 
Merkblatt 

Informations- und Transparenzpflichten nach Artikel 13 ff Datenschutz – Grundverordnung (DSGVO)  
 

- Zurück an den Landkreis Wesermarsch 
 
Verantwortlicher im Sinne der DSGVO: 
  
 Landkreis Wesermarsch 
 Fachdienst 50 – Soziales 
 Poggenburger Straße 15 
 26919 Brake 
 Tel: 04401 927-0 
 E-Mail: landkreis-wesermarsch@lkbra.de 
 
Sie haben einen Antrag auf Eingliederungs- oder Sozialhilfe gestellt. 
 
Die von Ihnen gem. § 67a SGB X erhobenen Daten sind erforderlich, um zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Gewährung der beantragten Leistung(en) vorliegen (§ 60 Abs. 1 SGB I). Bei fehlender Mitwirkung kann ohne weitere 
Ermittlung die Leistung bis zur Nachholung ganz oder teilweise versagt oder entzogen werden (§ 66 SGB I). 
 
Die Datenverarbeitung und –nutzung erfolgt nach den Vorschriften der §§ 67 ff. SGB X i. V. m. Art. 6 Abs. 1c DSGVO. 
 
Ihre Daten können von o.g. Verantwortlichen im Rahmen der Aufgabenerfüllung gem. §§ 67d ff SGB X an Dritte 
übermittelt werden, z. B. an andere Sozialleistungsträger i. S. d. § 35 SGB I, Gerichte, Strafverfolgungsbehörden, 
Haftpflichtversicherungen sowie entsprechende Stellen in anderen EU-Ländern. Eine Weitergabe Ihrer Daten in Länder 
außerhalb der EU oder an internationale Organisationen erfolgt nicht. 
 
Die Daten werden auch für statistische Zwecke verwendet (§§ 121 ff. SGB XII). 
 
Grundsätzlich erfolgt keine Entscheidung, die ausschließlich auf einer automatisierten Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten erfolgt. 
 
Ihre Daten werden nach der Erhebung so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben gemäß 
§ 84 SGB X für die Abwicklung der Leistungsansprüche sowie möglicher Erstattungs- und Regressansprüche erforderlich 
ist.  
 
Gegenüber dem Verantwortlichen können folgende Rechte geltend gemacht werden 
 

 Rechte auf Auskunft 

 Recht auf Berichtigung oder Löschung, soweit keine gesetzlichen Aufbewahrungs- und Archivierungsvorschriften 
einer Löschung entgegenstehen 

 Einschränkung der Verarbeitung 

 Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung 

 Widerrufsrecht für zukünftige Verarbeitungen 
 
Den/die Datenschutzbeauftragten des o.g. Verantwortlichen erreichen Sie per E-Mail bzw. postalisch unter 
 Behördlicher Datenschutzbeauftragter des Landkreises Wesermarsch 
 Zweckverband KDO (Kommunale Datenverarbeitung Oldenburg) 
 Elsässer Straße 66 
 26121 Oldenburg 
 E-Mail: Datenschutz@kdo.de 
 
Darüber hinaus können Sie sich an die Niedersächsische Aufsichtsbehörde für den Datenschutz (Landesbeauftragte für 
den Datenschutz) wenden und dort ein Beschwerderecht geltend machen. 
 
 
 

 
Datum, Ort      Unterschrift 

mailto:landkreis-wesermarsch@lkbra.de
mailto:Datenschutz@kdo.de

